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Grundlagen

A. Einleitung und Untersuchungsgegenstand

Seit mehr als zwei Jahrzehnten ist die Datenübermittlung in der öffentli‐
chen Verwaltung als entscheidender Faktor für die Modernisierung der
öffentlichen Aufgaben zugunsten der Bürger anerkannt. Als der damalige
deutsche Bundeskanzler1 Gerhard Schröder im Jahr 2000 argumentierte,
dass „die Daten laufen sollen und nicht die Bürger“,2 wurde der Datenaus‐
tausch zwischen öffentlichen Stellen als Entlastung der Bürger in ihrer
Beziehung zum Staat vorgestellt. Im selben Jahr formulierte die brasiliani‐
sche Regierung als Ziel der Verwaltungsreform „die Einheitlichkeit und den
Austausch von Informationen zwischen Anwendungen..., die eine Integra‐
tion von Regierungsnetzwerken ermöglichen“,3 damit die Regierung „für
den Bürger als eine einzige Einheit“ erscheint.4 Heute, mehr als 20 Jahre
später, ist die Implementierung von Datenübermittlungssystemen sowohl
in Deutschland als auch in Brasilien nur marginal fortgeschritten. So be‐
stehen, neben anderen Herausforderungen,5 Unsicherheiten bezüglich der
Übereinstimmung der Datenübermittlung mit den Grundrechten — insbe‐
sondere dem Datenschutz und der informationellen Selbstbestimmung6 —,
welche die Verwaltungsreformen erschweren oder verhindern.

1 Aufgrund der besseren Leserlichkeit wird im Text das generische Maskulin verwendet
und, solange es sich um keine spezifische Person handelt, sollen damit alle Geschlech‐
ter gemeint sein.

2 Rede von Bundeskanzler Gerhard Schröder auf dem EXPO-Gelände in Hannover,
2000, https://politische-reden.eu/BR/t/156.html (Stand: 13.10.2022).

3 Brasilien, Proposta de Política de Governo Eletrônico. Grupo de Trabalho Novas
Formas Eletrônicas de Interação, 2000.

4 Auf Portugiesisch: „Neste processo será importante o compartilhamento de recursos
do governo, a unicidade e troca de informações entre aplicações… o governo deve
surgir para o cidadão como uma entidade única”, Brasilien, Proposta de Política de
Governo Eletrônico. Grupo de Trabalho Novas Formas Eletrônicas de Interação, 2000.

5 Zum Beispiel die Zuständigkeitsverteilung im Bundesstaat, McKinsey, Mehr Leistung
für Bürger und Unternehmen, 2017, S. 33. Zur Digitalisierung der öffentlichen Verwal‐
tung, siehe Schröder ZdiW 2022, S. 269, 271 ff.; und Schallbruch, Schwacher Staat im
Netz, 2018, S. 143.

6 Vgl. McKinsey, Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen, 2017, S. 13.
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Der Untersuchungsgegenstand dieser Dissertation ergibt sich aus die‐
sem länderübergreifenden Spannungsverhältnis und umfasst die Daten‐
übermittlung in der öffentlichen Verwaltung in Deutschland und Brasilien
im Vergleich. Die Relevanz sowohl des Untersuchungsgegenstandes als
auch des Einsatzes der Rechtsvergleichsmethode ergibt sich aus drei grund‐
legenden Aspekten, nämlich der Bedeutung der Datenübermittlung im
Rahmen von Verwaltungsmodernisierungsprojekten (I.), der Regelung der
Datenübermittlung in datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen (II.)
und dem Erkenntnisgewinn durch Rechtsvergleich (III.).

I. Datenübermittlung als Antriebsfaktor für die
Verwaltungsmodernisierung in Deutschland und Brasilien

Die Datenübermittlung in der öffentlichen Verwaltung ist von großer Be‐
deutung für die Modernisierung und vor allem die Digitalisierung7 des
Staates. Mithilfe neuer Informations- und Kommunikationstechnologien
wird ein besseres staatliches Datenmanagement angestrebt, um die Effi‐
zienz der Behörden zu erhöhen und die Bürger zu entlasten.8 Für die
öffentliche Verwaltung erleichtert die Datenübermittlung (insbesondere au‐
tomatisierte) den Zugang zu den für die Wahrnehmung ihrer Zuständigkei‐
ten erforderlichen Informationen.9 Öffentliche Stellen können auf Daten
zugreifen, die bereits von Dritten erhoben wurden, und müssen diese nicht
direkt bei der betroffenen Person erheben. Dies fördert die Effizienz der
öffentlichen Stellen bei der Durchführung ihrer Tätigkeiten,10 sowohl durch
eine bessere Strukturierung der staatlichen Maßnahmen und Dienstleistun‐
gen11 als auch durch einen geringeren Aufwand bei der direkten Datener‐

7 Vgl. Europäische Kommission, EU-wide digital Once-Only Principle for Citizens and
Businesses, 2017, S. 20.

8 Vgl. Levin, in: Pozzo/Martins (Hrsg.), LGPD & Administração Pública, 2020, S. 234 f.
9 Laut einer Studie von McKinsey könnten zum Beispiel die Kosten für die Durchfüh‐

rung von Volkszählungen in Deutschland durch die Datenübermittlung zwischen
öffentlichen Stellen um circa 98% gesenkt werden. McKinsey, Mehr Leistung für
Bürger und Unternehmen, 2017, S. 58; vgl. auch Nationaler Normenkontrollrat, E-
Government in Deutschland, 2015, S. 21.

10 SCOOP4C, State of Play, 2017, S. 131 f.; Garofano, Limitação de Finalidade no Trata‐
mento de Dados Pessoais pelo Poder Público, 2022, S. 38.

11 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä‐
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Eine
europäische Datenstrategie, KOM(2020)66 endg., S. 9.
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hebung sowie durch die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
öffentlichen Stellen.12

Für den Bürger bedeutet die Datenübermittlung in der öffentlichen
Verwaltung eine Reduzierung des Aufwands im Zusammenhang mit dem
Verhältnis zu öffentlichen Stellen. Denn die von einer öffentlichen Stelle be‐
reits erhobenen Daten müssen vom Bürger nicht erneut vorgelegt werden.
So vereinfacht die Datenübermittlung das Ausfüllen von Formularen13 —
beispielsweise der vorausgefüllten Einkommensteuererklärung — und die
Einreichung von Urkunden und Nachweisen.14 Durch die Erleichterung
des Verhältnisses zwischen Staat und Bürger könnte die Datenübermittlung
auch die Zufriedenheit der Bürger mit den staatlichen Aufgaben erhöhen
und somit ihr Vertrauen in den Staat stärken.15 Die Optimierung des Da‐
tenaustauschs in der öffentlichen Verwaltung kommt somit sowohl dem
Staat selbst als auch den Bürgern zugute.16

Auf dieser Grundlage und mit dem Potenzial für Verbesserungen ist die
Datenübermittlung der Ausgangspunkt für mehrere Projekte zur Verwal‐
tungsmodernisierung sowohl in der Europäischen Union und Deutschland
als auch in Brasilien. Obwohl jedes Projekt spezifische Besonderheiten
aufweist, ähneln sie sich in ihrem Ziel, den Datenaustausch zwischen öf‐
fentlichen Behörden zu verbessern.

12 SCOOP4C, State of Play, 2017, S. 131 f.
13 „Dieser Schritt weist großes Einsparpotenzial auf, da moderne Register vorausgefüll‐

te Formulare sowie einen direkten Zugriff auf Basisdaten ermöglichen. Der Zeitauf‐
wand für Bürger könnte durchschnittlich um 42% und die Kosten für Unternehmen
um 51% sinken“, McKinsey, Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen, 2017,
S. 55 ff.

14 „In absoluten Zahlen liegt in diesem Schritt das größte Einsparpotenzial. Insbesonde‐
re durch den Zugriff auf bereits gespeicherte Daten und den Abruf von digitalen
Urkunden und Nachweisen könnten Bürger über 41 Mio. Stunden und Unternehmen
69% (339 Mio. EUR pro Jahr) sparen“, McKinsey, Mehr Leistung für Bürger und
Unternehmen, 2017, S. 55 ff.; vgl. auch Nationaler Normenkontrollrat, E-Government
in Deutschland, 2015, S. 10.

15 Vgl. SCOOP4C, State of Play, 2017, S. 131 f.
16 Wie die Studie der Europäischen Kommission hervorhebt, ist es jedoch schwierig,

die sozialen Auswirkungen der Datenübermittlung zu quantifizieren. Europäische
Kommission, EU-wide digital Once-Only Principle for Citizens and Businesses, 2017,
S. 45.
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1. Der Grundsatz der einmaligen Erfassung in der Europäischen Union und
in Deutschland

In EU fördert der Grundsatz der einmaligen Erfassung (Once-Only-Prin‐
zip, OOP) die Datenübermittlung in der öffentlichen Verwaltung. Nach
dem OOP sollte die öffentliche Verwaltung sicherstellen, „dass die Men‐
schen und Unternehmen ihnen dieselben Informationen nur einmal über‐
mitteln”.17 Die einmalige Erfassung zielt zusammen mit anderen Prinzipien
auf eine niedrigere Belastung für den Bürger und Unternehmen ab. Dazu
soll die öffentliche Verwaltung intern mehrmals denselben Datensatz ver‐
wenden. Dieser Grundsatz setzt deshalb voraus, dass die Behörden entwe‐
der die einmal gespeicherten Daten wiederverwenden oder untereinander
austauschen. Öffentliche Stellen sollen daher ihre Aktivitäten von einem
nutzerzentrierten Ansatz18 her gestalten, was auch einen Paradigmenwech‐
sel in der Beziehung zwischen Bürger und öffentlicher Verwaltung dar‐
stellt.19

17 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä‐
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, EU-eGo‐
vernment-Aktionsplan 2016-2020, KOM(2016)179 endg., S. 3. Im Rahmen der Malmö
Declaration haben die Mitgliedstaaten bereits ihre Absicht bekräftigt, die Belastung
der Bürger bei der Einreichung von Informationen an öffentliche Stellen zu ver‐
ringern: „We will use eGovernment to reduce administrative burdens, partly by
redesigning administrative processes in order to make them more efficient. We will
exchange experience and jointly investigate how public administrations can reduce
the frequency with which citizens and businesses have to resubmit information to
appropriate authorities“, Ministerial Declaration on eGovernment, 2009, S. 3 f. Siehe
auch Tallinn Declaration on eGovernment, 2017, S. 3 ff.; Berlin Declaration on Digital
Society and Value-Based Digital Government, 2020, S. 11 f.; Mitteilung der Kommis‐
sion an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Europäischer eGovernment-Akti‐
onsplan 2011–2015, KOM(2010)743 endg., S. 13; Europäischer Rat, Schlussfolgerungen
EUCO 169/13, 2013, S. 4; Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament,
den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss
der Regionen, Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa, KOM(2015)192
endg., S. 19 f.; Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regio‐
nen, Bericht über die Unionsbürgerschaft 2020, Stärkung der Bürgerteilhabe und
Schutz der Bürgerrechte, KOM(2020)730 endg., S. 36 f.; und Nationaler Normenkon‐
trollrat, E-Government in Deutschland, 2015, S. 26.

18 Europäische Kommission, New European Interoperability Framework, 2017, S. 15 f.
19 In diesem Sinne, aber ohne das OOP direkt zu erwähnen, vgl. Mitteilung der Kom‐

mission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts-
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Die bedeutendste Initiative zur Umsetzung des OOP auf EU-Ebene
ist das einheitliche digitale Zugangstor (Single Digital Gateway, SDG).20

Durch das SDG können Bürger und Unternehmen „einfachen Zugang zu
hochwertigen Informationen, effizienten Verfahren und wirksamen Hilfs-
und Problemlösungsdiensten” erhalten (Art. 1 Abs. 1 lit. a SDG-VO). In
diesem Zusammenhang wird das OOP als eine weitere Optimierung der
digitalisierten öffentlichen Aktivitäten verstanden.21 Das OOP wird insbe‐
sondere durch Art. 14 SDG-VO geregelt, welcher sich sowohl mit der Im‐
plementierung eines technischen Systems als auch mit den Anforderungen
an diese Datenübermittlungen befasst. Diese Vorschriften bezüglich OOP
gelten jedoch erst ab dem 12. Dezember 2023 (Art. 39 SDG-VO).

In Deutschland wird das OOP auch für die Modernisierung der öffent‐
lichen Verwaltung und die Schaffung eines digitalen Staates eingesetzt.22

Insbesondere verpflichtet das OZG Bund und Länder, ihre Verwaltungs‐
leistungen bis zum Ende 2022 auch elektronisch über Verwaltungsportale
anzubieten (§ 1 Abs. 1 OZG) und ihre Verwaltungsportale miteinander zu
einem Portalverbund zu verknüpfen (§ 1 Abs. 2 OZG).23 Der Portalverbund
soll nicht nur als einheitliche Anlaufstelle24 dienen, sondern auch einen
Kanal für den Datentausch zwischen öffentlichen Stellen mittels eines Nut‐
zerkontos (§ 8 OZG) bereitstellen. Auf diese Weise kann die Umsetzung
des OZG die Digitalisierung der öffentlichen Aktivitäten fördern und die
„überwiegend dezentrale Verwaltungslandschaft“ wird verändert.25

und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Digitaler Kompass 2030,
KOM(2021)118 endg., S. 13.

20 Vgl. Art. 1 Abs. 1 lit. b und EG 12 Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parla‐
ments und des Rates vom 2. Oktober 2018 über die Einrichtung eines einheitlichen
digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlösungsdiens‐
ten und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (SDG-VO).

21 Vgl. EG 41 und 44 SDG-VO.
22 Nach dem Koalitionsvertrag 2021-2025: „Wir werden das Once-only-Prinzip

schnellstmöglich einführen“, Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen der Sozialdemo‐
kratischen Partei Deutschlands (SPD), Bündnis 90/Die Grünen und Den Freien
Demokraten (FDP), 2021, S. 26. Siehe auch, Nationaler Normenkontrollrat, E-Go‐
vernment in Deutschland, 2015, S. 26.

23 Heckmann, in: Heckmann/Paschke (Hrsg.), jurisPK-Internetrecht, 7. Auflage 2021,
Kapitel 5 Rn. 869 (Stand: 9.9.2022).

24 Heckmann, in: Heckmann/Paschke (Hrsg.), jurisPK-Internetrecht, 7. Auflage 2021,
Kapitel 5 Rn. 870 (Stand: 9.9.2022).

25 Berger KommJur 2018, S. 441, 442.
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Obwohl das OOP als wesentlicher Bestandteil einer modernen, digita‐
lisierten öffentlichen Verwaltung angesehen wird,26 stößt es derzeit auf
Umsetzungsschwierigkeiten.27 Teilweise hängen diese Schwierigkeiten mit
der Anforderung zusammen, den Grundsatz mit dem Datenschutzrecht
in Einklang zu bringen.28 Einerseits ist die Einhaltung des Datenschutzes
eine Grundvoraussetzung für die Umsetzung des OOP.29 Andererseits sind
jedoch die Zulässigkeitskriterien für die Datenübermittlung in der öffentli‐
chen Verwaltung nicht eindeutig.30 Fraglich ist insbesondere die Überein‐
stimmung des OOP mit dem Erfordernis einer Rechtsgrundlage31 und der
Einhaltung des Grundsatzes der Zweckbindung32 und Transparenz.33

26 Martini/Wenzel DVBl 2017, S. 749, 750.
27 Im Allgemeinen zur Umsetzung des OZG, vgl. Nationaler Normenkontrollrat, Moni‐

tor Digitale Verwaltung #6, 2021, S. 2 f.
28 Laut der Studie der Europäische Kommission haben alle Mitgliedstaaten auf eventu‐

elle Konflikte zwischen OOP und Datenschutz hingewiesen, Europäische Kommissi‐
on, Study on eGovernment and the reduction of administrative burden, 2014, S. 32 f.
Siehe auch TOOP, Position Paper on Definition of OOP and Situation in Europe,
2017, S. 9; McKinsey, Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen, 2017, S. 13; Marti‐
ni/Wenzel DVBl 2017, S. 749, 750; und Martini DÖV 2017, S. 443, 446. Zur Existenz
der Tendenz zur Risikominimierung in der deutschen öffentlichen Verwaltung, siehe
Schallbruch, Schwacher Staat im Netz, 2018, S. 143.

29 EG 12 SDG-VO. Vgl. auch Europäische Kommission, Study on eGovernment and
the Reduction of Administrative Burden, 2014, S. 1, 32 f.; und Malmö Ministerial
Declaration on eGovernment, 2009, S. 3 f.

30 In der von der Europäischen Kommission durchgeführten Studie zum OOP wurde
die Frage des Konflikts mit dem Datenschutz offengelassen, Europäische Kommissi‐
on, EU-wide Digital Once-Only Principle for Citizens and Businesses, 2017, S. 17 f.
und 52 f. Siehe auch Europäische Kommission, Study on eGovernment and the Re‐
duction of Administrative Burden, 2014, S. 7, 85; Berger KommJur 2018, S. 441, 445.

31 EDSB, Stellungnahme des EDSB zu dem Vorschlag für eine Verordnung über die
Einrichtung eines zentralen digitalen Zugangstors und den Grundsatz der „einmali‐
gen Erfassung“, 2017, S. 9; Europäische Kommission, EU-wide Digital Once-Only
Principle for Citizens and Businesses, 2017, S. 12, 184 f.; McKinsey, Mehr Leistung für
Bürger und Unternehmen, 2017, S. 35 f.; und Leosk/Põder/Schmidt/Kalvet/Krimmer,
in: Krimmer/Prentza/Mamrot (Hrsg.), The Once-Only Principle, 2021, S. 50.

32 EDSB, Stellungnahme des EDSB zu dem Vorschlag für eine Verordnung über die Ein‐
richtung eines zentralen digitalen Zugangstors und den Grundsatz der „einmaligen
Erfassung“, 2017, S. 9; Nationaler Normenkontrollrat, E-Government in Deutschland,
2015, S. 26; Europäische Kommission, EU-wide Digital Once-Only Principle for citi‐
zens and businesses, 2017, S. 13; TOOP, Position Paper on Definition of OOP and
Situation in Europe, 2017, S. 9.

33 Martini/Wenzel DVBl 2017, S. 749, 758.
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2. Verwaltungsmodernisierung in Brasilien und das Bürgerbasisregister

In Brasilien ist ein dem OOP ähnlicher Grundsatz nicht formuliert wor‐
den,34 aber die Datenübermittlung in der öffentlichen Verwaltung ist ein
grundlegender Bestandteil der aktuellen Verwaltungsreformen.35 Gemäß
der Strategie der digitalen Regierung 2020-2022 („Estratégia de Governo
Digital 2020-2022”, Dekret Nr. 10.332/2020) sollen bis 2022 mindestens
900 öffentliche Dienstleistungen mit automatischem Ausfüllen von Formu‐
laren angeboten werden (Ziel 6.1 der Strategie der digitalen Regierung).
Außerdem wird die Einrichtung zentraler Datenbanken angestrebt, um den
Datenaustausch zwischen öffentlichen Behörden zu ermöglichen (insbe‐
sondere, Ziele 6.2 und 6.4 der Strategie der digitalen Regierung). Diese Mo‐
dernisierungsziele werden insbesondere durch das Dekret Nr. 10.046/2019
konkretisiert,36 das sowohl Bestimmungen für die Datenübermittlung
zwischen öffentlichen Stellen als auch die Schaffung eines Bürgerbasisre‐
gisters vorsieht. Dieser Rechtsrahmen zielt grundsätzlich darauf ab, die
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben zu vereinfachen (Art. 1 I Dekret
Nr. 10.046/2019), die Planung, Umsetzung und Evaluierung öffentlicher
Maßnahmen zu optimieren (Art. 1 II, III Dekret Nr. 10.046/2019) und die
Qualität und Effizienz öffentlicher Aufgaben verbessern (Art. 1 IV, V Dekret
Nr. 10.046/2019). Mit dem Basisregister sollen künftig alle Informationen,
die von öffentlichen Stellen über Bürger und Unternehmen gesammelt
werden, zusammengefasst werden. So wird das Bürgerbasisregister auf der
Grundlage des von den Finanzbehörden erstellten Steuerregisters (Art. 18
Dekret Nr. 10.046/2019) aggregiert und verschiedene thematische Daten‐
banken integrieren (Art. 18 § 2 Dekret Nr. 10.046/2019). Das seit 2019 einge‐

34 Im Jahr 2021 fand jedoch eine von der brasilianischen Bundesregierung organisierte
Konferenz mit dem Thema „Once Only, but Privacy First” statt, um die Umsetzung
dieses Grundsatzes in der brasilianischen öffentlichen Verwaltung zu diskutieren. Der
Konferenzbericht ist noch nicht veröffentlicht worden. Informationen darüber sind
auf der Website der Bundesregierung abrufbar: https://www.gov.br/governodigita
l/pt-br/seguranca-e-protecao-de-dados/outros-eventos/seminario-internacional
-de-protecao-de-dados (Stand: 16.10.2022). Siehe auch Salvo, Direitos e Garantias
da Proteção de Dados Pessoais Tratados pela Administração Pública Brasileira, 2020,
S. 134 ff.

35 Vgl. Kujawski/Castellano, in: Pozzo/Martins (Hrsg.), LGPD & Administração Públi‐
ca, 2020, S. 322.

36 Wimmer, in: Francoski/Tasso (Hrsg.), A Lei Geral de Proteção de Dados Pessoais,
2021, S. 170; und Kujawski/Castellano, in: Pozzo/Martins (Hrsg.), LGPD & Adminis‐
tração Pública, 2020, S. 328 f.
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richtete Bürgerdatenregister wurde bereits von 66 öffentlichen Einrichtun‐
gen aufgerufen, darunter Sicherheitsbehörden, Universitäten, Aufsichtsbe‐
hörden und sogar der Militärführung.37 Obwohl viele öffentliche Stellen
bereits auf das Basisregister zugreifen, hat die Covid-Pandemie die Umset‐
zung und Verfügbarkeit der Informationen verzögert.38

Das Bürgerbasisregister ist zwar bereits eingerichtet und teilweise in Be‐
trieb, wurde aber wegen der offensichtlichen Missachtung der Grundrechte
und insbesondere des Datenschutzes stark kritisiert.39 Diesbezüglich befand
der Supremo Tribunal Federal (STF) in einer jüngsten Entscheidung,40

dass die im Dekret Nr. 10.046/2019 vorgesehene Datenübermittlung dem
Datenschutzrecht unterliegt und in Übereinstimmung mit dessen Grund‐
sätzen auszulegen ist. Ohne im Detail auf alle Einzelheiten einzugehen,
hat das Urteil die Notwendigkeit hervorgehoben, die Zulässigkeit von Da‐
tenübermittlungen in der öffentlichen Verwaltung sicherzustellen — was
durch das Dekret Nr. 10.046/2019 nicht beachtet wurde. Obwohl die Recht‐
sprechung einige Vorgaben macht, bleiben Fragen über die Legitimität der
Datenübermittlung in der öffentlichen Verwaltung offen.

3. Lücken im Rechtsrahmen als Hindernis für die Modernisierung der
öffentlichen Verwaltung

Sowohl die deutschen als auch die brasilianischen Projekte zur Verwal‐
tungsmodernisierung und ihre aktuelle Situation weisen Ähnlichkeiten auf.

37 Vgl. Ministério da Economia, Cadastro Base do Cidadão, https://www.gov.br/gov
ernodigital/pt-br/governanca-de-dados/cadastro-base-do-cidadao-cbc (Stand:
22.10.2022).

38 Vgl. Coding Rights, Cadastro Base do Cidadão, 2020, S. 11.
39 Vgl. Mendes, Fumus Boni Iuris 2022, https://oglobo.globo.com/blogs/fumus-boni-i

uris/post/2022/08/laura-schertel-democracia-poder-informacional-e-vigilancia.gh
tml (Stand: 16.10.2022); Garofano, Limitação de Finalidade no Tratamento de Dados
Pessoais pelo Poder Público, 2022, S. 49, 168 ff.; Mendes/Gasiola, Conjur 2022, https:/
/www.conjur.com.br/2022-set-14/schertel-gasiola-compartilhamento-dados-seto
r-publico#_ftn1 (Stand: 16.10.2022); Wimmer, in: Mendes/Doneda/Sarlet/Rodrigues
Jr. (Hrsg.), Tratado de Proteção de Dados Pessoais, 2021, S. 291 ff.; Coding Rights,
Cadastro Base do Cidadão, 2020, S. 16 ff.; und Fragoso/Massaro, Jota 2019, https://
www.jota.info/opiniao-e-analise/artigos/cadastro-base-e-amplo-compartilhame
nto-de-dados-pessoais-a-que-se-destina-19122019 (Stand: 16.10.2022). Siehe auch
Acocella/Sampaio, in: Pozzo/Martins (Hrsg.), LGPD & Administração Pública, 2020,
S. 364 f.

40 STF, Urt. v. 15.9.2022, ADPF 695/DF und ADI 6.649/DF, Rel. Min. Gilmar Mendes.
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